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I. Die Situation 

Mitarbeitende Ehegatten  

Bei vielen Selbstständigen Personen und Gewer-
betreibenden, aber auch in Personen- und Kapi-
talgesellschaften, sind Ehepartner:innen wichtige 
Mitarbeitende – häufig sogar die einzigen Mitarbei-
tenden. Der geschäftliche Erfolg hängt oft wesent-
lich vom Einsatz der mitarbeitenden Ehepart-
ner:innen ab. Deshalb besteht häufig der Wunsch, 
für die mitarbeitenden Ehepartner:innen aus be-
trieblichen Mitteln eine Altersversorgung (z. B. 
über die Direktversicherung oder Pensionskasse) 
mit einer steuerlichen Förderung nach § 3 Nr. 63 
Einkommensteuergesetz (EStG) aufzubauen. 
Grundlegende Voraussetzung für die Inanspruch-
nahme der Förderung ist, dass die Beiträge aus 
einem ersten Dienstverhältnis stammen. Darunter 
ist ein Beschäftigungsverhältnis zu verstehen, für 
das die Lohnsteuer nicht nach der Steuerklasse VI 
zu erheben ist. Dass die Lohnsteuer bei geringfü-
gig entlohnten Beschäftigungsverhältnissen – so 
genannten Minijobs - vom Arbeitgeber in der Re-
gel mit einer einheitlichen Pauschalsteuer über-
nommen wird, ist insoweit unerheblich. 
 

Die folgenden Regeln gelten für alle mit-
arbeitenden Familienangehörigen (Ehepart-
ner:innen und andere Familienangehörige). 

 
Gesellschaftsrechtliche Beziehungen (z. B. Mit-
unternehmereigenschaft aufgrund Güterstand) 
können ggf. negative steuerliche Auswirkungen 
haben. Dies sollte daher vor Vertragsschluss 
durch eine Steuerberatung geklärt werden. 

II. Vorgaben von Rechtsprechung und Finanz-
verwaltung 

Bundesfinanzministerium (BMF) und Bundes-
finanzhof (BFH) haben für die Versorgung von mit-
arbeitenden Ehepartner:innen folgende Regeln 
aufgestellt (vgl. BFH vom 10.06.2008 – 
VIII R 68/06): 
 

• Das Arbeitsverhältnis muss auf der Basis 
eines schriftlichen Arbeitsvertrages steuerlich 
anerkannt sein. Das bedeutet, es muss nicht 
nur vertraglich vereinbart sein, sondern auch 
tatsächlich vollzogen werden; eine reine Ver-
pflichtung der mitarbeitenden Ehepart-
ner:innen auf dem Papier reicht nicht aus. 

 

• Weiter muss es sich um eine ernstlich gewoll-
te und eindeutige Versorgungsverpflichtung  

 
 
 

 
handeln. Dies wird bei Zusagen, die steuer-
lich nach § 3 Nr. 63 EStG gefördert sind, 
dann der Fall sein, wenn die Beiträge/Zu-
wendungen an den externen Versorgungs-
träger abgeführt werden und die Zusage in-
haltlich mit dem Versicherungsvertrag über-
einstimmt. 

 

• Außerdem muss ein hohes Maß an Wahr-
scheinlichkeit bestehen, dass eine solche 
Versorgung auch familienfremden Mitar-
beiter:innen gewährt worden wäre. 

 

• Werden neben den Ehepartner:innen noch 
andere Mitarbeitende mit gleichen oder höhe-
ren Tätigkeitsmerkmalen beschäftigt, die 
nicht zur Familie der selbständigen Person 
gehören, müssen diese Beschäftigten eben-
falls eine entsprechende Versorgung erhal-
ten. Eine solche Versorgung familienfremder 
Mitarbeitenden (interner Fremdvergleich) bil-
det ein starkes Indiz dafür, dass die Versor-
gung aufgrund des Arbeitsverhältnisses und 
nicht aufgrund der familiären Beziehung er-
teilt wurde. 

 

• Ist der/die Ehepartner:in der einzige Mitarbei-
tende, muss ein solches Indiz in anderer 
Weise gesucht werden. Hier bietet sich ein 
Vergleich mit anderen Unternehmen ähnli-
cher Größe in der gleichen Branche an (ex-
terner Fremdvergleich). Bei einer Versorgung 
im Rahmen von § 3 Nr. 63 EStG wird es hin-
sichtlich des externen Fremdvergleichs häufig 
keine Schwierigkeiten bei der steuerlichen 
Anerkennung geben. 

 

• Schließlich muss die Versorgung für den/die 
mitarbeitende(n) Ehepartner:in angemessen 
sein.  

 
Angemessenheitsprüfung 
 
Nach Rechtsprechung und Verwaltungspraxis 
liegt Angemessenheit dann vor, wenn 
 

• sämtliche Leistungen aus der betrieblichen 
Altersversorgung (bAV) und der gesetzlichen 
Rentenversicherung (GRV) insgesamt nicht 
mehr als 75 % der letzten Aktivbezüge aus-
machen. 
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III. Besonderheiten bei Entgeltumwandlung 
 
Die betriebliche Altersversorgung für mitarbeiten-
de Ehepartner:innen kann auch durch eine Ent-
geltumwandlung (z.B. zu Gunsten einer Direkt-
versicherung oder Pensionskasse) aufgebaut 
werden. Hinsichtlich der steuerlichen Ange-
messenheitsprüfung sind hier in der Praxis zwei 
Fälle zu unterscheiden: 
 

• Es wird eine Entgeltumwandlung anstelle 
von Teilen des bisherigen (bereits steuerlich 
anerkannten) Arbeitsentgelts vereinbart: Hier 
entfällt nach der zitierten BFH-Recht-
sprechung bei bereits länger bestehenden 
Arbeitsverhältnissen die Angemessenheits-
prüfung, da sich der bisherige Gesamtauf-
wand des Arbeitgebers hierdurch nicht ver-
ändert („Echte Entgeltumwandlung“). 

 

• Es erfolgt im Zusammenhang mit einer Än-
derung des Arbeitsvertrages (z.B. Erhöhung 

der Arbeitszeit) eine Entgeltumwandlung, die 
diese erhöhten Vergütungsbestandteile um-
fasst.  

 
– Sofern eine derartige Änderung des Ar-

beitsvertrages den rechtlichen Anfor-
derungen (interner/externer Fremdver-
gleich, Angemessenheit der Bezüge/Ver-
sorgung, Gleichbehandlung) entspricht, 
sind die Entgeltumwandlung und die 
hiermit verbundene Beitragszahlung 
steuerrechtlich unbedenklich. 

 
– Um den Voraussetzungen einer „echten 

Entgeltumwandlung“ zu genügen (wie 
oben beschrieben), kann aber auch eine 
zeitliche Trennung zwischen der Ände-
rung des Arbeitsvertrages und der Ent-
geltumwandlungsvereinbarung vorge-
nommen werden. Hier sollte unseres Er-
achtens eine Frist von mindestens 
6 Monaten eingehalten werden.  

 
Denkbar ist auch, zunächst die Entgelt-
umwandlung auf Basis des bisherigen 
Gehalts zu vereinbaren und – unter Be-
achtung der oben genannten Frist – eine 
Änderung des Arbeitsvertrages (Erhö-
hung der Arbeitszeit) im Anschluss 
durchzuführen. Auf diese Weise würde 
vermieden, dass der/die mitarbeitende 
Ehepartner:in übergangsweise in die 
Grenzen für „Midi-Jobs“ mit den daraus 
resultierenden Konsequenzen (z.B. Aus-
lösung der gesetzlichen Krankenversi-
cherungspflicht) gelangt. 

Das Erfordernis der zeitlichen Trennung 
beruht nicht auf einer gesetzlichen Rege-
lung, sondern resultiert aus den Vorga-
ben von Finanzverwaltung sowie Recht-
sprechung. Wie lange die Frist dauern 
muss, ist derzeit noch nicht abschließend 
geklärt. Wir empfehlen daher Arbeitge-
bern zu diesen Fragestellungen, bezogen 
auf den jeweiligen Einzelfall, grundsätz-
lich eine Steuerberatung. 

 
IV. Besonderheiten bei geringfügig Beschäf-
tigten („Minijobs“) 
 
Auch bei mitarbeitenden Ehepartner:innen, die 
auf Basis einer geringfügigen Beschäftigung im 
Betrieb mitarbeiten, sind die vorgenannten Rege-
lungen (Punkt II und III) zur steuerlichen Aner-
kennung einer Betriebsrente zu beachten.  
 
Üben mitarbeitende Ehepartner:innen eine „Mi-
nijob-Beschäftigung“ bis 538 EUR mtl. aus (Stand 
01.01.2024 – die Entgeltgrenze für Minijobs wird 
mit jeder Erhöhung des gesetzlichen Mindest-
lohns angepasst) und sind sie in der GRV pflicht-
versichert (d.h., sie haben sich nicht befreien 
lassen), so haben sie – wie alle anderen Arbeit-
nehmer – einen Rechtsanspruch auf eine Entgel-
tumwandlung i.S. des § 1a BetrAVG. 
 
Durch die Pflichtversicherung profitieren mit-
arbeitende Ehepartner:innen von den Vorteilen der 
gesetzlichen Rentenversicherung, wie z.B. Be-
gründung oder Aufrechterhaltung eines Anspruchs 
auf eine Erwerbsminderungsrente, volle Anrech-
nung der Beschäftigungszeit auf die Erfüllung der 
verschiedenen Mindestversicherungszeiten, An-
spruch auf früheren Rentenbeginn, Ansprüche auf 
Reha-Leistungen der GRV, Zulagenanspruch/ 
Riester-Rente für sich und ggf. den/die Ehepart-
ner:in. 
 
Näheres dazu erfahren Sie in unserer Fach-
information „Die Betriebsrente nach § 3 Nr. 63 
EStG bei einem geringfügig entlohnten Beschäfti-
gungsverhältnis“. 
 
Der finanzielle Vorteil einer „Minijob-bAV“: 
 
Aus finanzieller Sicht rechnen sich oftmals die 
Vereinbarung eines „Minijobs“ und die Einrichtung 
einer Betriebsrente, da in der Summe das ge-
meinsame Haushaltseinkommen beider Ehepart-
ner:innen nur wenig (oder gar nicht) belastet wird. 
Ein Beispiel dazu finden Sie in unseren weiteren 
Verkaufsunterlagen. 
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Unser TIPP: Bei neuen „Minijobs“ sofort eine 
Entgeltumwandlung vereinbaren!  
 
Bei neu eingegangenen „Minijobs“, die alle steu-
errechtlichen Voraussetzungen erfüllen, besteht 
die Möglichkeit, die Entgeltumwandlung sofort bei 
Aufnahme der Tätigkeit zu vereinbaren und den 
Arbeitsvertrag hinsichtlich des Gehalts und der 

Arbeitsstunden so auszugestalten, dass der 
(nach der Entgeltumwandlung) verbleibende Ar-
beitslohn innerhalb der „Minijob-Grenze“ (ab 
01.01.2024 = 538 Euro) liegt. D.h., das Gesamt-
gehalt kann auf mtl. 840 EUR (ab 01.01.2024) 
festgelegt werden, ohne Gefährdung des Minijob-
Status. 

 
 
Überblick über die Angemessenheitsgrenzen bei arbeitgeberfinanzierter Versorgung 
 

Möglichkeiten der Prüfung der Angemessenheit Auf Basis der Leistungsseite 

 
Unabhängig davon, ob Ansprüche in der GRV be-
stehen, bedarf es einer Angemessenheitsprüfung 

 
Ansprüche aus bAV (garantierte Rente) und An-
sprüche aus GRV ≤ 75 % der letzten Aktivbezüge 

 

 
Die Vorteile der Riester-Rente können zusätzlich genutzt werden. 
 
Wird neben der Betriebsrente eine „Riester-Rente“ für den/die mitarbeitende(n) Ehepartner:in eingerichtet, 
so kann auch der Arbeitgeber selbst (die selbstständige Person) mit wenig Einsatz für das Alter vorsorgen!  
 
Möglich macht das die so genannte Ehegattenregelung, wodurch die selbstständige Person durch den 
„Riester-Vertrag“ des/der Ehepartner:in einen eigenen mittelbaren Anspruch auf staatliche Zulagen erhält. 
Zur Steueroptimierung kann das Ehepaar so zusammen bis zu 2.160 Euro (inkl. Zulagen) für seine Alters-
vorsorge sparen. Beide Ehepartner:innen müssen dafür jedoch eigene Altersvorsorgeverträge abschließen. 
 
„Minijobber:innen“ können sich die Riester-Förderung ganz einfach durch Aufstockung des pauschalen Bei-
trags zur gesetzlichen Rentenversicherung von 15 % auf 18,6 % sichern! 
 
 
 
Unsere weitere Verkaufsunterstützung: 

• Präsentation „Neue Vertriebschancen für Minijob-Renten“ 

• Merkblatt für die „Versorgung mitarbeitender Ehepartner:innen“ im Minijob-Bereich 

• Fachinformation „Betriebsrente nach § 3 Nr. 63 EStG bei geringfügig Beschäftigten“ 
 
 Alle Unterlagen sowie weitere Informationen zu diesem Thema finden Sie in unseren Info-Medien: 
 

• Beraterportal (für AXA-Vermittler:innen): 
https://intranet/pb/beraterportal/schicht+2+_bav_/direktversicherung+_altersrente_#anker8234430 

 
• Info-Manager (Makler:innen):  

https://entry.axa.de/axa-makler/pb/mitarbeitendenabsicherung/betriebliche-
altersversorgung/direktversicherung 
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